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Nationalrat. — Conseil national.
Sitzung vom 5. Juni 1900, nachmittags 4 Uhr. — Séance da 5 juin 1900, à 4 heures de relevée.

Sence: ) Herr *""•*

Tagesordnung: — Ordre du jour:

Initiativbegehren für die Proportionalwahl des Nationalstes
und die Wahl des Bundesrates durch das Volk.

Demandes d'initiative tendant à l'introduction du système proportionnel dans les élections du conseil national
et à la nomination du conseil fédéral par le peuple.

Anträge
der Kommission des Nationalrates.

29. März 1900.

I. Zum ersten Begehren — Proportionalwahl des
Nationalrates.
Mehrheit.

(HH. Gallati, Erosi, Bühler [Graub.], Gaudard, Hess,
Hirter, Vincent.)

Nichtzustimmung zum eingereichten Entwurfe
und Antrag, dem Volke dessen Verwerfung zu
empfehlen.

Minderheit.
(HH. Bioley, Hofmann, Iselin, Schubiger.)

Zustimmung zum eingereichten Entwurfe und
Antrag, dem Volke dessen Annahme zu empfehlen.

II. Zum zweiten Begehren — Wahl des Bundesrates
durch das Volk etc.

Mehrheit.
(HH. Gallati, Erosi, Bühler [Graub.], Gaudard, Hess,

Hirter, Iselin, Vincent.)

Nichtzustimmung zum eingereichten Entwurfe
und Antrag, dem Volke dessen Verwerfung zu
empfehlen.

Propositions
de la commission du conseil national.

29 mars 1900.

l. Touchant la première demande: — élection pro»
portionnelle du conseil national.

Majorité.
(MM. Gallati, Erosi, Bühler'[Grisons], Gaudard, Hess,

Hirter, Vincent.)

Non-adhésion au projet présenté et proposition
d'en recommander au peuple le rejet.

Minorité.
(MM. Bioley, Hofmann, Iselin, Schubiger.)

Adhésion au projet présenté et proposition d'en
recommander au peuple l'acceptation.

II. Touchant la seconde demande: — élection du
conseil fédéral par le peuple, etc.

Majorité.
(MM. Gallati, Erosi, Bühler [Grisons], Gaudard, He«,

Hirter, Iselin, Vincent.)

Non-adhésion au projet présenté et proposition
d'en recommander au peuple le rejet.
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Minderheit.
(HH. Biojey, Hofmann, Schubiger.)

Zustimmung zum eingereichten Entwurfe und
Antrag, dem Volke dessen Annahme zu empfehlen.

Minorité.
(MM. Bioley, Hotmann, Schubiger.)

Adhésion au projet présenté et proposition d'en
recommander au peuple l'acceptation.

Präsident: Ich beantrage Ihnen, heute noch den.
deutschen Berichterstatter der Kommissionsmehrheit
über das erste Initiativbegehren, Proportionalwahl
des NatioicialrateB, anzuhören. — Sie scheinen damit
einverstanden zu sein. Ich erteile Herrn Gallati
das Wort

Gallati, deutscher Berichterstatter der Kommis,
sionsmehrheit : Vom Mai bis Juli 1899 sind zur
Stellung eines Volksbegehren^ für die Proportional-
wahl des Nationalrates und eines solchen ìur die i
Wahl des Bundesrates durch das Volk, die durch j
die Bundesverfassung (1891 abgeänderte Artikel \
118 S.) für eine Partialrevision der Bundesverfassung i
auf dem Wege der Volksanregung geforderten Unter- j
Schriften von mehr als 50,000 stimmberechtigten \
Schweizerbürgern der Bundeskanzlei eingereicht
worden.

Die beiden Begehren sind in der Form von aus-
gearbeiteten .Entwürfen gestellt. Es hat sich des-
halb die Bundesversammlung darüber schlüssig zu
machen, ob sie diesen Entwürfen zustimmen wolle
oder nicht und verneinendenfalls, ob sie eigene
Entwürfe über die gemachten Anregungen ausar- j
beiten oder ob sie dem Volk und den Ständen die
Verwerfung der Vorschläge beantragen wolle (Art. 121
der B. V.).

Der Entwurf zum Volksbegehren für die Propor-
tionalwahl des Nationalrates hat folgenden Wortlaut :

«Art. 73 der Bundesverfassung ist aufgehoben
und wird durch folgenden Artikel ersetzt:

«Die Wahlen für den Nationalrat sind direkte-
Sie finden nach dem Grundsatze der Proportionalität
statt, wobei jeder Kanton und jeder Halbkanton einen
Wahlkreis bildet.

«Die Bundesgesetzgebung trifft über die Ausfüh-
rung dieses Grundsatzes die näheren Bestimmungen.»

Die durch dieses Begehren betroffene Materie
,ist in dejj Sitzungen des Nationalrates vom 21., 22.
und 23. Juni 1898, also vor nicht ganz zwei Jahren,
eingehend behandelt und weitläufig besprochen
worden infolge einer von Herrn Nationalrat Wull-
schleger gestellten Motion, lautand : «Der Bundesrat
wird eingeladen, zu prüfen und bis zur nächsten
Dezember-Session darüber Bericht und Antrag ein-
zubringen, ob nicht durch entsprechende Revision
der in Betracht fallenden Bestimmungen der Bundes-
verfassung oder nur des Bundesgesetzes betreffend
die eidgenössischen Wahlen und Abstimmungen
vom 19. Juli 1872, der Grundsatz der Proportionalität
für die Wahlen in den Nationalrat anzuwenden sei.»

Bei den Verhandlungen über diese Motion im
Naüonalrate, welche in ihrem Wortlaute im amt-
lichen stenographischen Bulletin der Schweiz. Bun-
desversammlung vom Juni 1898 enthalten sind, be-
antragte der Bundesrat deren Ablehnung. Die Be-
gründung dieses Antrages geschah durch den da-
maligen Bundespräsidenten, Herrn Ruffy, in einläss-

licher Weise. Der Bundearat hat deshalb aul die
Einladung der mit "der Begutachtung dieses Volks-
begehrens beauftragten Kommission des National-
rates, sich seinerseits ebenfalls darüber auszuspre-
chen, auf seine Stellungnahme mit Bezug auf die
Motion Wullschleger verwiesen und erklärt, dass
sich seither seine Ansichten in dieser Sache nicht
geändert haben.

Die in der Diskussion über die Motion Wull-
schleger gestellten Anträge wurden im Nationalrate
am 23. Juni 1898 in drei Abstimmungen, wovon zwei
unter Namensaufruf erfolgten, erledigt.

Herr Nationa,lrat Amsler hatte beantragt, der
Motion Wullschleger folgende Fassung zu geben:
«Der Bundesrat wird eingeladen, zu prüfen und mit
thunlichster Beförderung Bericht und Antrag einzu-
bringen, ob nicht die Wahl des Nationalrates nach
dem Grundsatz der Proportionalität zu erfolgen habe
und zu diesem Zwecke die Art. 72 und 73 der Bun-
desverfassung, das Bundesgesetz betreffend die eid-
genössischen Wahlen und Abstimmungen vom 19. Heu-
monat 1872 und das Bun.desgesetz betreffend die
Wahlen in den Nationalrat vom 20. Juni 1890 in
dem Sinne zu revidieren seien, dass unter möglich-
ster Wahrung der kantonalen Grenzen doch jeder
Wahlkreis mindestes drei Vertreter hat.»

Herr Nationalrat Heller wollte den letzten Satz
dieses Antrages Amsler wie folgt fassen: «und zwar
ohne dass dabei auf die kantonalen Grenzen abso-
lut Rücksicht genommen werden muss.» Diese von
Herrn Heller beantragte Abänderung des Antrages
Amsler wurde in einer ersten eventuellen Abstim-
mung mit 66 gegen 51 Stimmen angenommen.

In einer zweiten eventuellen Abstimmung, unter
Namensauf ruf, wurde der so amendierte Antrag Amsler
mit 76 gegen 57 Stimmen gegenüber dem durch
Herrn Nationalrat Jäger amendierten Antrage Wull-
schleger angenommen. Der letztere lautete: «Der
Buudesrat wird eingeladen, zu prüfen und Bericht
und Antrag einzubringen, ob nicht der Grundsatz der
Proportionalität für die Wahlen in den Nationalrat
anzuwenden sei. »

In definitiverAbstimmung, ebenfalls unterNamens-
aufruf, wurde sodann die Erheblichkeit der Motion
nach dem Antrage Amsler-Heller mit 115 gegen 15
Stimmen abgelehnt. Der Schluss aus diesen beiden
namentlichen Abstimmungen geht somit dahin, dass
im Jahre 1898 eine erhebliche Mehrheit des National-
rates als grundsätzliche Gegner der Proportional-
wahl dieser Behörde sich bekannte und eine noch
grössere Mehrheit sich für den Fall dagegen ausge-
sprochen hat, wenn bei dieser Wahl die Rücksichten
auf die kantonalen Grenzen wegfallen sollten.

Seither fanden nun allerdings im letzten Herbste
die Neuwahlen in den Nationalrat statt. Dieselben
haben aber nicht solche Aenderungen in dessen Zu-
sammensetzung bewirkt, welche annehmen lassen,
dass die Mehrheit dieser Behörde mit Bezug auf die
vorwürfige Frage ändern Anschauungen huldige,
als diejenige vom Jahr 1898. Es wird dies auch be-
stätigt durch die Beratungen der nationalrätlicheu
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Kommission uüd deren Ergebnis. Die Kommission
ist aus li Mitgliedern zusammengesetzt. Davon gehör-
ten 10 schon im Jähre 1898 dein Nationalrate an ; eines,
der Repräsentant der soctóldemokratischen Gruppo, ist
seither in denselben eingetreten. Die Kommission teilt
sich in eine Mehrheit und eine Minderheit. Die
erstère, bestehend aus 7 Mitgliedern, welche sOhon
ib98 gegen die Proportionalwahl gestimmt hatten,
beantragt Ihnen, dem eingereichten Entwurfe nicht
zuzustimmen und dem Volke dessen Verwerfung 2u

' empfehlen. Die letztere, bestehend aus 4 Mitgliedern,
wovon drei schon 1898 sich für die Proportional-
wahl erklärteu und eines zu den Initianten selbst
gehört, beantragt Ihnen Zustimmung zum einge-
reichten Entwürfe tind Empfehlung desselben zur
Annahme durch das Volk. Die drei dem Centrum
und der konservativen Rechten des Nationalrates
angehörenden Mitglieder der Kommission sind
zweifelsohne von ihrem Standpunkte aus zu dieser
Behandlung des Volksbegehrens ganz besonders des-
halb gelangt, weil nach dem eingereichten Entwurfe
diö Beibehaltung der Kantone und Halbkantone als
Wahlkreise für den Nationalrat schon in der Ver-
fassung garantiert und dadurch das föderative
Princip ifl ünserm Staate auf diesem Gebiete blei-
bend festgenagelt werden soll.

Unter Berufung auf die Debatte im Nationalrate
im Sommer 1898 erlaube ich mir, den Antrag der
Mehrheit der Kommisson in möglichster Kürze wie
folgt zu begründen:

Die Frage der Minoritätenvertretung bei den
eidgenössischen Wahlen ist schon anfangs der
70er Jahre bei der Beratung der Revision
der 48er Bundesverfassung und dann wieder
anfangs der 80er Jahre bei der Ausarbeitung eines
Entwurfes zu einem Bundesgesetze betreffend die
.eidgenössischen Wahlen und Abstimmungen unter-
sucht und besprochen worden. In einem im Auf-
trage des Bundesrates ausgearbeiteten, ««vom März
1882 datierten, ebenso gründlichen als erschöpfenden
Gutachten ist unser Kollege, Herr Professor Dr-
Hilty, zu folgenden Schlüssen gekommen:

1) Die Minoritätenvertretung nennt sich ein System
und geht zugleich von der Behauptung aus, dass
•damit die Hauptübelstände des jetzigen Parteiwesens
gehoben werden können. Sie muss also nicht allein
ihre systematische Wahrheit und praktische Durch-
führbarkeit, sondern auch die hohe Wahrscheinlich-
keit eines bedeutenden Erfolges in jener angedeu-
teten Richtung anschaulich zu machen vermögen.
Sonst bleibt man im Zweifel besser bei dem un-
zweifelhaft einfacheren, gewohnheitsmässigeren,
überall leicht anwendbaren und historisch herge-
brachten Majoritätssystem.

2) Diesen Nachweis kann sie theoretisch deshalb
nicht leisten, weil: a. Die philosophische Begrün-
dung eines Rechtes von gewissen Minoritäten über-
haupt unzureichend ist; b. die berechtigten Mino-
ritäten gar nicht definiert und auf die Dauer fest-
gestellt werden können; c. das eigentliche Minori-
tätensystem auf den grösseren Teil der notwendig
immer bestehenden Wahlkreise gar nicht anwend-
•bar ist; d. alle einzelnen Ausführungssysteme den
Zweck nicht vollständig erreichen können, ferner
grossenteüs für das Volk unverständlich und in
einzelnen Fällen, wie z. B. bei komplizierten Mino-
ritäten oder bei Ergänzungswahlen, nicht brauchbar

sind; e. weil endlich der Geist der eidgenössischen
Bundesverfassung diesen Einrichtungen entgegeü-
steht, indem eine sehr wirksame Minoritätenver-

j tretüng schon besteht und überdies der Schwer-
punkt des politischen Lebens nicht mehr iö den
repräsentativen Versammlungen, liegt.

3) Der Nachweis kann für uns auch praktisch
nicht geleistet werden, Weil: a. Die Miuoritäteü-
vertretung bisher eine zu geriüge Erfahrung hinter
sich hat und nirgends in der Welt systematisch und
vollständig durchgeführt ist; b. die Verhältnisse
aller Staaten, in denen sie teilweise besteht, mit
den eidgenössischen inkongruent sind, daher keine
Schlüssfolgerung zulassen; c. weil namentlich die
Minori täten ver tretung noch nirgends in einem Bun-
desstaate und nur in einem einzigen Beispiele in
einer Republik besteht, die überdies kein ganz
selbständiger Staat ist.

4) Die Uebelstände, welche sich an das Majori-
tätssystem, wie an jede menschliche Einrichtung
knüpfen, sind hingegen: a. entweder überhaupt
bloss zufälliger und lokaler Natur und in der Eid-
genossenschaft als solcher noch nicht in hohem
Grade vorhanden; b. oder nicht grösser als sie
wahrscheinlicherweise bei Einführung des Minori-
tätensystems auch sein würden; endlich c. jeden-
falls durch andere Einrichtungen, namentlich billige
Wahlkreiseinteilung, Durchführung der Demokratie,
bessere Volksbildung, ebenfalls und mit noch grös-
serer Wirksamkeit zu beseitigen.

Es ist daher dieses System, seitdem Wahlen in
der Geschichte bestehen, bis auf den heutigen Tag
das von der immensen Mehrheit aller Staaten allein
angenommene gewesen.

5) Ein Versuch mit Wahlen nach irgend einem
Minoritätensystem kann viel unschädlicher in kan-
tonalen oder Gemeinde-Wahlgesetzen vorgenommen
werden, die ohne grosse Erschütterung wieder ab-
geändert oder beseitigt werden können und stets einer
Kontrolle von Seite höherer Behörden unterliegen.
Es ist daher nicht rätlich, den allerersten Versuch
in der Schweiz gerade mit dem eidgenössischen
Wahlgesetze zu machen.»

Es sind nun allerdings seither in verschiedenen
Kantonen Wahlgesetze erlassen worden, in welchen
die Proportionalwahi nach verschiedenen Systemen
eingeführt ist. Die Erfahrungen, welche man damit
gemacht hat, können aber auch jetzt noch nicht die
Einführung dieser Wahlart bei den Nationalrats-
wahlen im allgemeinen und besonders nicht in der
von den Initianten beantragten Weise, dass jeder
Kanton und Halbkanton als Wahlkreis beibehalten
würde, begründen. Der Umstand, dass ein einheit-
liches, praktisches und allgemein verständliches
System trotz vieljährigen Anstrengungen, ein solches
zu erfinden, heute noch ' nicht besteht, die vielen
missbräuchlichen Erscheinungen, welche bei An-
wendung dieser Wahlart in verschiedenen Kantonen
zu Tage getreten sind, müssen die Ansicht ihrer
Unhaltbarkeit immer mehr bestärken. Auch auf diesem
Gebiete bewährt sich die Richtigkeit des Satzes;
«Eines schickt sich nicht für alles.» Das mag sein
dass bei gewissen kleineren Verhältnissen diese
Wahlart, wenn richtig geregelt und gehandhabt,
Gutes wirkt und deshalb deren Einführung mehr
oder weniger zum Bedürfnis geworden ist. Das ist
aber entschieden bei den Wahlen in den Nationalrat
nicht der Fall. Die Zusammensetzung dieser Behörde
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seit, ihrem Bestände und insbesondere in den letzten
Amtsperioden leistet den unumstösslichen Beweis
dafür. Durch den natürlichen Gang der Dinge, ohne
Künsteleien, welche vom Volke nicht verstanden
werden und ohne die Wähler und die Gewählten
zwangsweise zu ausgesprochenen Parteimännern zu
machen, sind alle politischen Parteien der Schweiz
im Nationalrate vertreten. Die Minderheiten ver-
schwinden also nicht. Sie können sich geltend
machen und sparen, wie wir alle wissen, in dieser
Beziehung auch nichts. Der Ausgleich wird zunächst
bewirkt im Wahlkreise selbst und durch die Ver-
schiedenheit der politischen Parteien in demselben.
Infolge davon kommt also immer die grösste Partei in
einem Wahlkreise und, da diese in den verschie-
denen Wahlkreisen durchaus nicht die gleiche, son-
dern in einem konservativ, im ändern liberal, im
dritten radikal, im vierten socialdemokratisch ist,
jede Partei zu ihrer Vertretung im Rate. Der Aus-
gleich wird sodann im v/eitern herbeigeführt durch
den gesunden, verständigen und gerechten Sinn,
welchen unser Volk bis dahin bei den Wahlen in
den Nationalrat gezeigt hat. Nicht die politische Farbe
eines Kandidaten ist für die grosse Mehrheit der
Wähler ausschlaggebend, sondern sehr oft sind es
vielmehr seine intellektuellen und moralischen Eigen-
schaften. Mit der Einführung der Proportionalwahl
würde aber gerade die Berücksichtigung dieser
Eigenschaften eines Kandidaten ein für allemal aus-
geschlossen. Der erklärte Parteimann kann nach
diesem Wahlsystem nur noch se'inem Parteikandi-
daten stimmen. Wer sich nicht als Parteimann er-
klärt, wer nicht nach der von seiner Partei ausge-
gebenen Liste stimmt, dessen Stimme geht ver-
loren. Die Mehrheit Ihrer Kommission fragt sich
deshalb: Verdient ein solches Wahlsystem dieQuali-
likation «gerecht»? Würde das Ansehen, die Würde
und die Bedeutung eines nach diesem System gegen-
über dem jetzigen und dessen thatsächlicher An-
wendung gewählten Rates gehoben? Würde ein
solches Wahlsystem eine Schutzwehr bilden gegen
jede einseitige Richtung der Abgeordneten und gegen
zügellose Parteibestrebungen? Entspricht es den
demokratischen und republikanischen Grundsätzen
und Anschauungen über die freie Meinungsäusserung
und den freien Willen des Bürgers? Wir müssen
alle diese Fragen ohne Bedenken verneinen und
gelangen aus diesen Gründen, und abgesehen davon,
dass nach dem Vorschlag der Initianten mit Bezug
auf die Wahlkreise solches nicht einmal allgemein
und für die ganze Schweiz gleichmässig zur An-
wendung kommen könnte, dazu, das System der
Proportionalität für die Wahlen in den Nationalrat
zu verwerfen und von der Kreierung einer Einrich-
tung in unserm Bundesstaate abzuraten, welche unter
Umständen infolge gewisser Koalitionen sogar dazu
führen könnte, die Mehrheit im Volke der Minder-
heit zu opfern oder mindestens zurUnthätigkeit zu
zwingen, kalt zu stellen. Nicht mehr die Mehrheit
würde zu ihrem Rechte gelangen, nicht mehr ihr
Wille zur Thatsache, sondern derjenige einer Min-
derheit. Die Versuche dazu werden ja unter den
bestehenden Einrichtungen schon gemacht. Das in
Frage liegende Initiativbegehren selbst bildet ein
Beispiel dafür. Um mehrere politische Parteien für
dasselbe zu gewinnen, sind die Initianten nach dem
Ergebnis..der Beratungen über die Motion Wull-
schleger im Jahre 1898 nicht dabei stehen geblieben,

die Einführung der Proportionalwahlen bloss im Prin-
cipe zu begehren, die daraus naturgemäss und logisch
sich ergebenden Konsequenzen bezüglich der Wahl-
kreise anzuerkennen und sich gefallen zu lassen und
die Ausführung der grundsätzlichen Verfassungsbe-
stimmung durch ein Bundesgesetz zu verlangen. Sie
wollen vielmehr schon in der Verfassung selbst die
Nichtanwendung des Princips mit Bezug auf bestimm-
te Wahlkreise von vorneherein sanktionieren. Sie
wollen die Nationalratswahlen künftig in den einen
Wahlkreisen nach dem Proporz, in den ändern nach
dem Majorz, wie man sich kurz auszudrücken beliebt,
vornehmen lassen. Sie sind sich wohlbewusst, dass
dies nicht sein sollte, dass schlimme Folgen daraus
entstehen. Hat sich doch einer der Hauptvertreter der
Initianten in der letzten Session der Bundesversamm-
lung bei der Beratung des bekannten Zuger Rekurses
betreffend die Validation der Regierungsratswahlen
durch den Zuger Kantonsrat u. a.dahin ausgesprochen:
«Das Proportionalwahlsystem als solches sei prin-
cipiell nicht schuld an der durch die Regierungsrats-
wahlen im Kanton Zug nach diesem System ent-
standenen fatalen Situation. Das sonderbare Resul-
tat, welches durch den Beschluss des Zuger Kan-
tonsrates proklamiert worden, rühre vom Wahlge-
setze selbst her, welches das Princip der absoluten
Majorität mit dem Proportionalprincip verbinde.
Zwei entgegengesetzte Principien können aber bei
Wahlgesetzen nicht vereinigt werden. Entweder
reine Verhältniswahl oder reines Mehrheitssystem.»

Anderseits dagegen haben die Initianten unter-
lassen, andere Bestimmungen vorzuschlagen, welche
geeignet gewesen wären, bei Einführung der Pro-
portionalität durch Festsetzung eines bestimmten
Systems auch der Mehrheit ihre Rechte in der Ver-
fassung selbst zu garantiereu. Hielür will man sich
für die Zukunft freien Spielraum und freies Opera-
tionsfeld sichern. Noch viel weniger wollen sie sich
dazu verstehen, das Princip, dass alle Parteien und
alle Schichten der Bevölkerung in der Bundesver-
sammlung im Verhältnis zu ihrer numerischen
Stärke vertreten seien, rein und konsequent durch-
zuführen, d. h. entweder zur Abschaffung des
Ständerates oder, wenn er fortbestehen soll, zur
Vertretung der Kantone in demselben im Verhältnis
zu ihrer Bevölkerung Hand zu bieten. Es ist dieses
Vorgehen der Veranstalter des Initiativbegehrens
sehr verständlich und auch sehr begreiflich, denn
es handelt sich für sie nicht, wie oft fälschlich
behauptet wird, um die Beseitigung einer sog. ein-
seitigen Parteiherrschaft in der Schweiz — eine
solche besteht nicht, braucht also auch nicht be-
seitigt zu werden — sondern um die Erlangung der
Herrschaft für ihre Partei. Ganz zutreffend und dra-
stisch hat diese Tendenz Ausdruck gefunden in einer
Versammlung des Katholikenvereins in Einsiedeln,
wozu auch der Männer- und Arbeiterverein einge-
laden war und wo, wie ein Korrespondent des
«Vaterland» berichtet, nach Anhörung verschiedener
Lobredner des Proporzes «zum Schluss dem Votum
eines ehrsamen Meisters Knieriem zugestimmt
wurde, der vom Proporz für die Partei die grösste
Portion erhoffte».

Sicher ist es, dass die Einführung der Propor-
tionalität bei den Wahlen des Nationalrates in der
begehrten Weise die Parteikämpfe, soweit sie dies-
îalls überhaupt bestehen, nicht mildern und nicht
weniger gehässig gestalten und nur eine schroffe"
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Ausscheidung der Wähler in verschiedene Partei-
lager, also nicht politische Pacifikaüon, sondern
eher das Gegenteil bewirken würde, was der poli-
tischen und volkswirtschaftlichen Entwicklung des
Landes nicht zum Wohle gereichen könnte.

Die Mehrheit des Volkes soll auch au! diesem Ge-
biete in Zukunft König sein und verbleiben und darf
dies, um so mehr beanspruchen, als weder sie selbst,
noch die aus ihr hervorgegangenen Vertrauensmänner
ihre Macht und Stellung irgendwie missbräuchlich

zum Schaden oder Nachteil des Ganzen angewandt
haben, und, wenn dies früher oder später versucht
werden sollte, das parteilose Volk sofort Remedur
schaffen würde.

Hier wird die Beratung abgebrochen.
(Ici, le débat est interrompu.)

Wi dio Bedaktion venurtwortUtò Svä. Scftwors. - Brüsk und Expoditfon von Jtnt * Ob. in San,
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Nationalrat. — Conseil national.
Sitzung vom 6. Juni 1900, vormittags 8 Uhr. — Séance du 6 juin 1900, à 8 heures du matin.

PréïdeU: } Herr ***"*••

Tagesordnung: — Ordre dit jour :

Initiativbegehren für die Proportionalwahl des Nationalrates
und die Wahl des Bundesrates durch das Volk.

Demandes d'initiative tendant à l'introduction du système proportionnel dans les élections du conseil national
et à la nomination du conseil fédéral par le peuple.

Fortsetzung. — Suite.

(Siehe Seite 217 hievor. — Voir page 217 ci-devant.)

Präsident; Wir gehen zur Tagesordnung über.
Das Wort hat Herr Vincent,

M. Vincent, rapporteur français de la majorité
de la commission : Après le très remarquable rapport
présenté hier par M. Je président de la commission
je sçrai bref, cela d'autant plus que la question qui
nous occupe n'est pas nouvelle. Elle a figuré à
plusieurs reprises à votre ordre du jour. La plupart
d'entre nous ont encore présents ù la mémoire les
débats auxquels a donné lieu la proposition de notre
collègue M, Wullsehleger. Dans cette brillante joute
oratoire qui a duré plusieurs séances, le principe
du vote proportionnel a été tour à tour attaqué et
défendu avec une autorité, une compétence et une
éloquence auxquelles je ne saurais pas prétendre.

Il faut donc que je serre le plus possible mon
argumentation et que je renonce à des développe-
ments que dans d'autres circonstances et dans un
autre milieu j'eusse certainement présentés.

Permettez-moi une déclaration préalable.
Je combats le système dit du vote proportionnel,

mais je me reîuse absolument à être rangé parmi
les partisans du tout aux uns et rien aux autres.
Depuis vingt ans que je fais de la politique mili-
tante, j'ai toujours lutté pour qu'une place îût faite
aux adversaires, non-seulement pour le nombre des
concessions, mais pour leur valeur. J'ai combattu
pour que ces concessions lussent réelles, II est

sage, juste, indispensable que les minorités aient
leur part dans la direction des affaires du pays.
Le parti qui méconnaît cette vérité, commet une
erreur dont il aura, un peu plus tôt ou un peu plus
tard, à se repentir et qu'il devra expier. Mais cet
axiome n'a pas encore trouvé sa formule légale.

En ce qui concerne plus particulièrement le
système du vote proportionnel, je crains bien
qu'après un court séjour dans le ciel de l'idéal ij
nous laisse tomber meurtris sur le sol.

Messieurs, si vous discutez avec un proportion-
naliste, vous pouvez être certains qu'il présentera
deux tableaux, celui de l'état actuel, soit de «cet
affreux régime majoritaire, dépeint sous les couleurs
les plus sombres : 5001 citoyens tenant sous le joug
4999 électeurs, provoquant des luttes stériles, dé-
chaînant les passions, accentuant le désaccord entre
le peuple et ses mandataires, le referendum deve-
nant un rouage régulier et négatif; c'est parfois
enfin la guerre civile.»

L'autre tableau est bien différent: les hommes
assagis par la proportionnelle coulent des jours de
félicité, dans la paix et l'harmonie, sous l'égide
d'une parfaite justice.

Il me semble que c'est singulièrement mécon-
naître et les faits et leurs causes. C'est faire montre
d'un optimisme par trop exagéré. Je ne nie point
qu'une loi électorale n'ait une importance considé-
rable, sur les destinées et la bonne marche d'un
pays, mais les proportionnantes exagèrent la va-
leur du système qu'ils proposent.



Bien loin de moi, l'idée de prétendre que tout
soit pour le mieux dans le meilleur des mondes,
que le régime majoritaire irait donné neu à aucun
abus, à aucune injustice. Mais mérite-t-il vraiment
des reproches aussi graves que ceux qu'on lui
adresse? Il me suffira pour répondre de constater
au contraire que la Suisse, par ses institutions et
ses libertés politiques, par sa prospérité économi-
que, matérielle, intellectuelle et morale, tient un
rang honorable parmi les nations. Cela démontre
péremptoirement que les reproches qu'on nousadresse
sont outrés.

D'autre part, est-il si clairement démontré que
la proportionnelle tienne ou tiendra les promesses
faites en son nom? Que les craintes qu'elle a ins-
pirées à ses adversaires sont absolument chiméri-
ques? Voyons les faits, et si vous le voulez bien,
Messieurs, regardons ce qui se passe dans le canton
auquel j'ai l'honneur d'appartenir.

Le canton de Genève possède la proportion-
nelle depuis 1892. Dans les très longs et très inté-
ressants débats qui ont précédé son adoption, il a
été adressé à ce système certaines critiques et
émis plusieurs craintes, tandis que d'autre part des
engagements étaient pris. Qu'en fut-il réellement ?

Les adversaires de la proportionnelle émettaient
la crainte que les partis ne fussent appelés à souffrir
du nouveau système qui désagrégerait, émietterait
la représentation au sein du grand conseil. Ses pro-
tagonistes répondirent qu'il n'en serait rien, que
les groupes répondraient toujours à certaines idées
générales, que par conséquent l'idée nationale ne
courrait aucun risque quelconque.

Or, quel a été le résultat immédiat à Genève
de l'élection par la proportionnelle des députés du
grand conseil? Non-seulement les partis se sont
fragmentés en deux ou trois segments, non-seule-
ment des groupes intermédiaires ayant certaines
idées générales communes ont pris naissance, mais
il en est résulté aussi que des hommes seuls ont
pu pénétrer de par la proportionnelle dans le sein
de l'assemblée législative. Le succès remporté par
la liste dite des Libertins portant un seul nom et
.qui a obtenu deux sièges démontre péremptoire-
ment que notre crainte n'était point vaine et que
le mode proportionnel émiette bien réellement la
représentation nationale.

Nous avions dit aussi notre crainte qu'avec la
proportionnelle, il ne fût plus possible au corps
exécutif de s'appuyer sur une majorité au sein du
parlement. Le premier résultat de la proportionnelle
a été de donner au parti radical battu avant et
après une très légère majorité, alors que le conseil
d'état était conservateur. Cette dualité n'est évidem-
ment pas faite pour faciliter la bonne marche des
affaires. Plus tard, qu'est-il arrivé? Un groupe qui
ne représente, en regard des grands partis, qu'un
nombre peu considérable de citoyens, est entré au
grand conseil ; il est devenu l'arbitre des décisions
de cette assemblée, se portant tantôt d'en côté,
tantôt de l'autre, imposant à tous ses choix et ses
hommes.

D'autre part, on nous a dépeint la proportion-
nelle comme le système électoral qui permettait
d'arriver à une réelle pacification du pays, mettant
fin aux luttes passionnées et violentes comme celles
engagées sous le régime majoritaire.

11 est parfaitement exact que nos moeurs élec-
torales genevoises se sont très notablement adou-
cies. Nos lieux de vote ne sont plus comme auue-
fois le inéâtre de batailles rangées. Notre bâtimen-
électorai ne mérite plus son fameux surnom. Mais,
permettez-moi de faire remarquer et de constater
que ces modifications se sont produites bien avant
que le système du vote proportionnel fût introduit
dans notre constitution. Elles sont heureusement le
fait, non pas de la proportionnelle, mais de circons-
tances et de mesures tout autres qui ont été prises
pour empêcher le retour de faits déplorables.

Quant aux luttes politiques elles-mêmes, vous
n'avez, Messieurs, qu'à lire les journaux de Genève,
avant et après l'introduction de la proportionnelle.
Vous verrez que nous sommes bien loin encore de
cette mansuétude, de ce respect des opinions et des
hommes qu'on faisait miroiter devant nos yeux.
Tout cela est encore bien embryonnaire. A chaque
élection, à chaque vote, les polémiques de presse,
les agitations électorales, sont tout aussi aigres et
violentes qu'autrefois.

L'introduction du système proportionnel devait
avoir pour effet aussi d'éviter le retour de certains
faits regrettables par lesquels, à tort souvent, on
cherche à obtenir la majorité. Du jour où chacun
sera certain d'avoir sa part, plus de manoeuvres de
la dernière heure, plus de trucs électoraux, disait-on !

Ici encore il en faut rabattre. Si au début ces
manoeuvres ne se sont pour ainsi dire pas produites,
il n'en est pas moins vrai cependant qu'au fur et à
mesure du développement de la proportionnelle telle
région se voit privée de ses députés au bénéfice
de telle autre, telle personnalité est combattue, mise
en échec de la manière la plus facile, et même,
cela a été démontré dans une élection préparatoire
avant l'adoption de la loi genevoise, on peut très
facilement porter préjudice au parti adverse en
faisant tomber ses têtes de ligne. Toutes ces ma-
noeuvres n'ont été exécutées que timidement. Cela
est bien explicable. Le tireur, qui se sert pour la
première fois d'une arme, ne cherche pas à en faire
jouer de suite tous les ressorts.; il est prudent, se
contente de viser le plus juste possible. Il en est
de même avec cet instrument électoral qui s'appelle
le scrutin proportionnel. Ceux qui voudront en
profiter pour faire les manoeuvres dont je parle,
sauront bien parvenir un jour au but qu'ils désirent
atteindre. Enfin, on nous avait dit et c'est l'argu-
ment le plus important, le plus probant en faveur
de la proportionnelle, que le désaccord qui existe
trop souvent entre le parlement et le peuple, serait,
non pas complètement supprimé, cela va sans dire,
mais réduit dans de notables proportions. Or, de-
puis 1892 il a été déposé deux demandes de re-
ferendum et il s'agissait de deux lois dont l'une avait
été votée par plus de 60 députés, tandis que
l'autre n'avait soulevé aucune opposition sauî
sur un seul point. Ces deux lois ont été
balayées par le peuple comme des fétus. Dernière-
ment encore, le grand conseil unanime votait une
loi que le peuple s'empressait de rejeter.

Si vous faites une statistique comparative de
ce qui s'est passé à Genève, pendant les quelques
années qui ont précédé l'adoption de la proportion-
nelle et depuis lors, vous verrez qu'à cet égard le
régime nouveau ne présente aucun avantage. Par
conséquent nous avons le droit de dire que certaines
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craintes considérées comme chimériques se sont
vérifiées et que d'autre part des promesses n'ont
pas été tenues, de sorte que cette fameuse réforme
n'a rien réformé chez nous, sauf certains détails.
Je dois cependant ajouter, qu'au moins à Genève,
le système de la proportionnelle n'a pas créé des
inégalités entre les citoyens, c'est-à-dire des ini-
quités, mais je me hâte de le dire, la proportion-
nelle n'a pas attaqué la base de nos institutions. En
serait-i) de même lorsau'au lieu d'appliquer ce sys-
tème aune commune, à un canton on voudrait 1 étendre
à un.ensemble d'états comme la Confédération suisse?

Bien qu'adversaire de la proportionnelle dans le
canton de Genève, je ne fais cependant pas de diffi-
culté pour reconnaître que dans certains cas elle a
pu rendre service et être recommandable. Mais
comme on l'a montré, c'est surtout dans les can-
tons, dans les communes que ses avantages sont
marqués, tandis que, je le répète, pour l'ensemble
de la Confédération je ne crois pas qu'il en'soit ainsi.

Si l'on cherche à se rendre compte par des
calculs approximatifs, mais qui n'ont rien d'hypo-
thétique, des modifications qui seraient introduites
par la proportionnelle dans la composition de cette
assemblée, il se produit des doutes dans l'esprit et
on se demande si vraiment cette modification serait
favorable aux minorités, je ne dis pas à la minorité)
mais aux minorités, et je ne m'étonne pas de voir
errer sur quelques lèvres un sourire d'incrédulité.

Permettez-moi de vous citer un exemple pris
encore à Gene ve. Ce canton nomme cinq députés au
conseil national; comment la chose doit-elle se
passer? Laissez-moi vous donner lecture d'un ex-
trait de la brochure que vous avez sous les yeux-,
vous ne m'accuserez pas de choisir mes auteurs
parmi ceux qui sont hostiles à la représentation
proportionnelle. Quelle est, dit M. Ernest Naville, la
première -conséquence du principe proportionnel1?
Ce sera de détruire l'existence de groupes d'électeur»
déposant dans les urnes électorales des bulletins in-
efficaces. Tous les citoyens qui le voudront exerce-
ront utilement leur droit dans les limites du possible.
Or, quelles sont les limites du possible? M. Na-
ville le dit un peu plus loin: «La limite du possi-
ble n'a rien d'arbitraire, elle est posée par la na-
ture des choses. Le droit électoral est un droit col-
lectif. Pour qu'un groupe puisse être représenté, il
faut qu'il renferme un nombre de votants égal au
quotient électoral, c'est-à-dire au résultat de la di-
vision du nombre des votants par le nombre des
représentants à élire.» Que se passera-t-il à Genève
dans les conditions indiquées par M. Naviile? Sup-
posons, pour faciliter le calcul, 13,000 électeurs
émettant tous un bulletin valable; 13,000 est le
chiffre moyen à Genève. Quel est le quotient élec-
toral de ce nombre? Faites le compte et vous arri-
vez à 2600. Dans ces conditions, il n'y a à Genève
que deux partis capables de mettre en ligne un
nombre d'électeurs supérieur à ce chiffre, tandis
que les trois autres : la droite catholique, les socia-
listes, le groupe national, seront évincés de la re-
présentation. Ainsi, aujourd'hui vous avez au grand
conseil des représentants da ces trois groupes, tan-
dis que demain, d'après la proposition qui nous est
faite, les deux principaux partis seront seuls repré-
sentés et comme correspectiî vous avez précisément
ce que vous vouliez éviter, un plus grand nombre *

C'est une constatation, il est difficile quo l'on
me réfute en prenant comme base les chiffres que
j'ai donnés et les conditions indiquées par M. Na-
ville.

Mais la véritable plaie du système que l'on nous
propose, et cet argument suffirait à lui seul à le
faire rejeter, c'est qu'il n'est pas applicable dans
toute l'étendue de la Suisse. Que dit à cet égard
M. Naville? A la page 15 je lis que la condition
nécessaire pour 1 application du principe proportion-
nel c'est l'existence de collèges électoraux ayant à
élire plusieurs représentants. Pour le choix d'un
seul candidat et même de doux, l'élection par la
majorité s'impose, «parce qu'on ne peut pas ad-
mettre l'égalité de deux groupes inégaux».

Or, cette condition nécessaire, indispensable in-
diquée par M. Naville, n'est réalisée que sur une
partie de notre territoire. Si vous faites le compte,
sept états confédérés devront se passer de la pro-
portionnelle, ce qui fait que vous créez deux droits,
deux traitements, c'est-à-dire une inégalité entre
les citoyens, ce qui constitue pour un pays uno si-
tuation intolérable à laquelle vous seriez forcés de
porter remède tôt ou tard. Quel est ce remède? Il
n'y en a pas deux. Sans doute, vous ne demanderez
pas que le conseil national suisse-soit élu par un
seul collège, bien que théoriquement vous procla-
miez que c'est le meilleur, système et je sais bien
que vous cherchez à faire passer dans la pratique
vos théories, il n'y a rien de plus juste d'ailleurs;
mais sans aller jusque là il est évident que ces
différences de traitement entre les diverses parties
du territoire suisse ne pourront pas subsister et vous
serez fatalement entraînés à supprimer les circons-
criptions n'élisant qu'un ou deux députés, dans le
but de former des arrondissements où le vote pro-
portionnel pourra être appliqué. Vous en viendrez
donc forcément à la formation de circonscriptions
comprenant plusieurs cantons. C'est là un sacrifice
auquel, pour ce qui me concerne, je ne saurais
consentir; le danger est si grand pour l'avenir de
notre pays que je n'hésite pas à repousser le sys-
tème qui le ferait naître. En enfonçant cet épieu
dans le flanc de nos institutions, vous ignorez les
conséquences que peut avoir cette blessure; vous ne
respectez plus les frontières cantonales, vous groupez
plusieurs cantons en une seule circonscription. Du
reste, pourrez-vous maintenir le conseil des états,
sera-t-il logique d'avoir deux corps si différemment
constitués au sein de la même assemblée, puisque
comme le conseil national le conseil des états fait
partie de l'assemblée fédérale? et à ces deux corps
réunis, agissant ensemble, sont confiés des pouvoirs de
la plus haute importance, puisque jusqu'ici, ils nom-
ment la plus haute autorité du pays. Sera-t-il juste
de maintenir un mode de nomination différent pour
ces deux corps? D'un côté le système majoritaire et
de l'autre le système proportionnel? Je ne le crois
pas et, c'est ainsi que je termine, je dis qu'avec
votre système vous risquez de bouleverser les basas
mêmes de notre état ïédératiî. Il me suffit d'avoir
cette crainte pour que je vous engage à repousser,
comme je le ferai moi-même, l'initiative qui vous
est soumise.

de citoyens déposant dans l'urne un bulletin nul.
Amtliche» ttonogiapUichee Bollatili X. Nr. IS. — Bulletin ttlnograpJiigut QfJtäA Z. So, IS,
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Tselin, deutscher Berichterstatter der Kommis-
sionsminderheit: Namens der Minderheit der Kom-
mission habe ich die Ehre, Ihnen zu beantragen,
Sie möchten dem eingereichten Entwurfe betr. Pro-
portionalwahl zustimmen und dem Volke dessen An-
nahme empfehlen. Die beiden Herren Berichter-
statter der Kommissionsmehrheit haben unter Hin-
weis auf die Diskussion, die vor zwei Jahren bei
Anlass der Behandlung der Motion Wullschleger
stattfand, betont, die Frage sei damals gründlich
und erschöpfend behandelt worden und die seither
stattgehabte Neuwahl unseres Rates habe keine der-
artige Veränderung mit sich gebracht, dass irgend
ein Zweifel über die Schlussnahme des Rates mög-
lich sei, und namentlich der deutsche Herr Bericht-
erstatter hat sich infolgedessen darauf beschränkt,
die Gründe ganz kurz zusammenzufassen, die für
Ablehnung der Initiative geltend gemacht werden.

Das Referat unseres geehrten Herrn Kommissions-
präsidenten atmete die Zuversicht eines Mannes,
der seiner Majorität vollständig sicher ist, denn
diese Majorität hat sich bereits über diese Frage
ausgesprochen; das ist kein Zweifel. Ich werde
auch meinerseits diesem Umstände so viel als mög-
lich Rechnung tragen, obschon selbstverständlich
die Befürworter, der Initiative, diejenigen, welche
etwas Neues verlangen, die Begründung ihres Be-
gehrens nicht so summarisch abmachen können,
wie die beati possidentes, welche beim jetzigen
Zustande verharren wollen.

Wenn ich zu meiner Begründung übergehe, so
ist es selbstverständlich unvermeidlich, hier Ge-
sagtes zu' wiederholen. Ich werde mich bemühen,
es in möglichst kurzer Weise zu thun.

Bei der Beratung im Jahre 1898 hat der Ver-
treter des Bundesrates, der damalige Herr Bundes-
präsident Ruffy, seine Argumentation auf das Gut-
achten basiert, das Herr Professor Dr. Hilty im
Jahre 1882 dem Bundesrate über die Frage erstattet
hat, und auch der deutsche Mehrheitsreferent hat
den gleichen Standpunkt eingenommen. In einem
Punkte gehe ich ebenfalls von diesem Gutachten
aus. Dieses Gutachten konstatiert im Beginne, dass
die Uebelstände des gegenwärtigen Mehrheitssystems
so auf der platten Hand liegen, dass es vollständig
überflüssig sei, näher darauf einzutreten. Ich glaube
auch jetzt, nach 18 Jahren, dürfen wir diese Kon-
klusion des Gutachtens für uns in Anspruch nehmen ;
denn in diesen 18 Jahren hat das Majoritätsprinzip
keine weitere Ausbildung erfahren und nichts von
den Uebelständen verloren, die ihm damals anhaf-
teten. Ich glaube aber, wir dürfen dieses Gutachten
in Bezug auf eine ganze Reihe von Fragen ablehnen,
die sich auf das Proportionalverfahren beziehen,
weil auf diesem Gebiete in den letzten 18 Jahren
ausserordentlich viel gearbeitet und erreicht worden
ist und weil manches, was damals auf der einen
Seite mehr gute Erwartungen, Hoffnungen, auf der
ändern Seite mehr Befürchtungen waren, seither
durch die Thatsachen festgelegt, bezw. widerlegt
worden ist.

Welches sind die Hauptübelstände, die wir dem
genannten Verfahren vorwerfen? Sie kennen sie
alle. Der erste Uebelstand ist der, dass es, in seiner
Strenge angewendet, wenn der Wähler von dem
Rechte Gebrauch macht, das ihm zusteht, dazu führt,
dass die Mehrheitspartei alle Vertreter und die Min-
derheitspartei keinen bekommt Man sagt uns nun:

das ist in der Theorie richtig, kommt aber in der
Praxis nicht vor, weil unsere Wahlsitten die Uebel-
stände . gemildert haben. Ich erkenne das gerne
und dankbar an. Ich weiss, dass in vielen Kantonen
die Mehrheit ohne weiteres der Minderheit ihren
Platz an der Sonne gönnt, und ich wäre der letzte,
der das bestreiten wollte. Aber das war nicht immer
so und ist jetzt nicht überall so, und wir haben
nicht die mindeste Garantie, dass es weiter so sein
wird. Ich kenn Sie hinweisen auf eine Bearbeitung,
die das eidgenössische statistische Bureau im Jahr
1887 bei Anlass der Nationalratswahlen vorgenommen
hat und inweicher — ich will aus den interessanten Zah-
len nur eine einzige reproduzieren — konstatiert wor-
den ist, dass z. B. im Kanton Bern die Mehrheitspartei
rund 40,000 Stimmen abgab, die oppositionelle Partei
rund 24,000 Stimmen, und das Resultat der Wahl
war: alle Vertreter der Mehrheitspartei, kein Ver-
treter der Minderheitspartei. Ich könnte noch andere
Zahlen aus der gleichen Wahlperiode beifügen; es
war die Zeit, als die députation compacte das Ideal
vieler Wähler war. In der gleichen Zeit schickte
der Kanton Waadt eine vollständig einseitige Ver-
tretung nach Bern, ebenso der Kanton Neuen-
burg, und ich erinnere mich, dass im Kanton Genf
—- ich glaube, es war im Jahre 1878 oder 1881 —
bei einer Neuwahl des Nationalrates von einem Mo-
mente auf den ändern das Verhältnis in der Ver-
tretung vollständig umgekehrt wurde ; während vorher
die ganze Vertretung der radikalen Partei angehört
hatte, wurde mit der Neuwahl diese Vertretung be-
seitigt, und es trat an deren Stelle eine kompakte Ver-
tretung der Gegenpartei und zwar nicht etwa des-
halb, weil sich die Verhältnisse gründlich geändert
hätten, weil Verhältnisse eingetreten wären, welche
eine vollständige Aenderung notwendig erscheinen
Hessen, sondern einfach deshalb, weil sich, aus
vielleicht nebensächlichen Gründen, die Stimmen
etwas verschoben hatten. Zwei- oder dreihundert
Wähler, die früher mit der einen Partei gestimmt
hatten, stimmten jetzt mit der ändern und damit
war diese vollständige Aenderung gegeben.

Ich glaube, es ist niemand hier, und ich habe
in der Diskussion vor 2 Jahren und heute von Seite
der Mehrheit .der Kommission nichts Derartiges ge-
hört, welcher behaupten wollte, dass diese Verhält-
nisse gesunde und wünschenswerte seien. Im Gegen-
teil, alles anerkennt, dass die Vertretung der Mino-
rität in den Versammlungen eine Notwendigkeit ist,
dass nur, wenn alle Parteien mitarbeiten, eine ge-
deihliche Entwicklung unserer öffentlichen Zustände
zu erwarten ist und dass brüske Aenderungen im
einen oder ändern Sinne in einem öffentlichen Ge-
meinwesen ungesunde Erscheinungen sind. Aber
btatt dass man nun aus dieser Anerkennung die
richtige Konsequenz zieht und sagt: Weil wir die
Notwendigkeit einer Vertretung aller Parteien aner-
kennen,, weil wir mit der Zeit dazu gekommen sind,
das frühere — man kann sagen brutale — Verfahren
aufzugeben und der Minderheit ihren Platz an
der Sonne zu gönnen, deshalb, weil sich unsere
Sitten so entwickelt haben, wollen wir nun auch
das, was wir allgemein als gut und wünschenswert
anerkennen, gesetzlich festlegen — das wäre die
richtige Konsequenz — heisst es: Wir sind ja alle
wohlwollend gegen die Minderheiten, wir lassen sie
hier mitreden, wir arbeiten mit ihnen oder be-
kämpfen uns gegenseitig, je nachdem; was braucht
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